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Aktualisierte Richtlinien
zur Verbeamtung von Menschen
mit Epilepsie der Deutschen
Gesellschaft für Epileptologie

DieDeutscheGesellschaft fürEpileptolo-
gie (bis 2004: Sektionder Internationalen
Liga gegen Epilepsie) hat erstmals 1967
„Richtlinien zur Aufnahme von Anfalls-
kranken indenBeamtenstand“veröffent-
licht [1]. Diese Empfehlungen entspre-
chen nach mehr als 5 Jahrzehnten weder
dem veränderten medizinischen Kennt-
nisstand noch den gewandelten rechtli-
chen Rahmenbedingungen für die Be-
schäftigung von Menschen mit chroni-
schen Erkrankungen oder Behinderun-
gen einschließlich derer mit Epilepsie im
Staatsdienst. EineAktualisierungwarda-
her erforderlich.

Nach den Richtlinien von 1966 wur-
de eine Verbeamtung unter den folgen-
den Voraussetzungen als möglich erach-
tet [1]:
4 wenn „Anfallskranke ohne psy-

chopathologische Auffälligkeiten,
. . . mindestens 2 Jahre nach Been-
digung der Behandlung anfallsfrei
geblieben sind und bei . . . EEG-
Untersuchungen keine spezifisch
epileptischen Veränderungen zeigen“,

4 wenn „Anfallskranke ohne psychopa-
thologische Auffälligkeiten, die noch
einer laufenden medikamentösen
Behandlung bedürfen, um anfallsfrei
zu bleiben, oder dabei nur selten

Anfälle haben . . . , entsprechend
den Unfallverhütungsvorschriften“
in „Positionen . . . , in denen ein
möglicher epileptischer Anfall zu
keiner Gefährdung des Beamten oder
Dritter führen kann (Bürodienste)“
eingesetzt werden.

Als nicht geeignet für eine Beamtenlauf-
bahn wurden Epilepsiekranke beurteilt
4 für Positionen, in denen sie „für

das Leben und die Gesundheit der
Allgemeinheit direkt verantwortlich
sind (Verkehrsbetriebe)“,

4 „Aus psychologischen Gründen“ „für
Positionen mit Publikumsverkehr
(Schalterdienste) oder im Schul-
dienst“, wenn sie „noch selten (3-
bis 4-mal jährlich) große Anfälle
(Krampfanfälle) bekommen“.

Veränderungen des medizini-
schen Kenntnisstandes

Epilepsiebezogene Faktoren (Anfalls-
häufigkeit, Art der Anfälle etc.) spielen
heute für ein vorzeitiges Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben keine entschei-
dende Rolle mehr [2]. Auch die in den
Richtlinien von 1967 genannten „spezi-
fisch epileptischen Veränderungen“ bei

EEG-Untersuchungen haben sich nicht
als berufsprognostisch relevant erwiesen
[2] und sind auch bei der Führerschein-
begutachtung kein Ausschlusskriterium
mehr [3].

Psychiatrische Störungen sind für das
vorzeitigeAusscheidenausdemErwerbs-
lebenbekanntlich für alle Erwerbstätigen
und nicht nur für diejenigen mit Epilep-
sie relevant. Wenn sie bei Personen mit
Epilepsie erfasst werden, sollte dies im
Rahmender in derMedizin standardmä-
ßig zur Anwendung kommenden Klas-
sifikationssysteme durch Fachmediziner
erfolgen. Neuere Studien zeigen, dass bei
diesem Vorgehen Personen mit Epilep-
siemit ungünstiger von solchenmit einer
günstigen Prognose unterschieden wer-
den können [2, 4]. Die in den Richtlinien
von 1967 verwendete Bezeichnung „psy-
chopathologische Auffälligkeiten“ ist da-
gegen vage und stellt einen Zusammen-
hang zu der seit Langem widerlegten Be-
hauptungher, PersonenmitEpilepsie sei-
en durch eine spezifische „Wesensverän-
derung“ charakterisiert. Sie solltedeshalb
nicht mehr verwendet werden.
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Veränderungen der rechtlichen
Rahmenbedingungen

Vor 50 Jahren, zum Zeitpunkt der For-
mulierung der bisherigen Richtlinien,
konnte eine Verbeamtung schon abge-
lehnt werden, wenn der Gesundheitszu-
stand des Bewerbers vom Regelzustand
abwich. Dies wird heutzutage in Hin-
blick aufden langen, sichüber Jahrzehnte
erstreckenden Prognosezeitraum als un-
verhältnismäßig angesehen. Nach einer
Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts von 2013 ist vielmehr maßgeb-
lich, ob der Bewerber mit überwiegen-
der Wahrscheinlichkeit vor Erreichen
der gesetzlichen Altersgrenze dauernd
dienstunfähig sein oder aufgrund einer
chronischen Erkrankung regelmäßig er-
hebliche Ausfallzeiten aufweisen wird
[5].

Die Ablehnung einer Beschäftigung
von Menschen mit Epilepsie in Positio-
nen mit Publikumsverkehr oder als Leh-
rer wegen einer möglichen (negativen)
psychologischen Wirkung von Anfällen
auf Dritte ist heute auch kein juristisch
haltbares Kriterium mehr. Bereits 1995
stellte das Bundessozialgericht in einem
Rentenverfahren fest: „Stehen also bei
der ablehnenden Haltung der Arbeitge-
ber sachwidrige, von unverständlichen
Vorurteilen geprägte Gesichtspunkte im
Vordergrund, so wird man regelmäßig
nicht begründen können, dass der Ver-
sicherte ,wegen Krankheit oder Behin-
derung‘ außerstande ist, eine Erwerbstä-
tigkeit in gewisser Regelmäßigkeit aus-
zuüben.“ [6] In Übereinstimmung da-
mit werden in den aktuellen berufsge-
nossenschaftlichenLeitlinienzurberufli-
chenEignungbei Epilepsie von2015 aus-
schließlich Verletzungsrisiken und öko-
nomische Risiken als relevant für die Be-
urteilung der beruflichen Eignung ange-
sehen [7]. Diese Leitlinien sind auch für
im öffentlichen Dienst Beschäftigte gül-
tig, sodass es keiner besonderen Richtli-
nien für diesen Bereich mehr bedarf.

Im Zuge der Verbesserung der Mög-
lichkeiten zur beruflichen Eingliederung
von Menschen mit Behinderungen wur-
de zudem für als schwerbehindert aner-
kannte oder ihnen gleichgestellte Perso-
nendasKriteriumderDienstfähigkeitbis
zur Regelaltersgrenze zunehmend abge-
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Zusammenfassung
Die erstmals 1967 publizierten „Richtlinien
für die Aufnahme von Anfallskranken in den
Beamtenstand“ sind sowohl in medizinischer
als auch juristischer Hinsicht nicht mehr
zeitgemäß und mussten aktualisiert werden.
Eine Epilepsie ist in aller Regel keine
Erkrankung mehr, die einer Verbeamtung
entgegensteht, und eine Beurteilung sollte
die heute zur Verfügung stehenden diffe-
renzierten Prognosemöglichkeiten nutzen
und eine aussagekräftige Stellungnahme des
behandelnden Facharztes einholen, bei spe-
ziellen Fragestellungen ein Fachgutachten.
Ausnahmsweise können dazu auch neuro-
psychologische, psychiatrische und erwerbs-
und berufsprognostische Untersuchungen

erforderlich sein. Die Einsatzmöglichkeiten
von verbeamtetenMenschen mit Epilepsie,
einschließlich des Schuldienstes, richten sich
nach den Empfehlungen der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung, die durch
das Bundessozialgericht 2006 als der alleinige
bei beruflichen Entscheidungen fürMenschen
mit Epilepsie anzuwendende Maßstab
festgelegt wurden.

Schlüsselwörter
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Epileptologie · Beamtengesetze · Deutsche
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Updated guidelines of the German Society for Epileptology for
people with epilepsy to become tenured officials

Abstract
The “Guidelines for people with epilepsy to
become tenured officials” published for the
first time in 1967, are outdated both in medi-
cal and legal terms and had to be updated.
Epilepsy is usually no longer a disease that
precludes becoming a tenured official and
an assessment should take advantage of the
differentiated prognosis options available
today and obtain a meaningful opinion of
the treating specialist. For special issues an
expert opinion is necessary. In exceptional
cases, neuropsychological, psychiatric and
occupational prognostic examinations may

be required. The potential uses of tenured
officials with epilepsy, including the teaching
service, are based on the recommendations
of the German statutory accident insurance,
which were set by the Federal Social Court in
2006 as the only standard applicable to career
decisions for people with epilepsy.

Keywords
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schwächt. Heute ist für die Verbeamtung
in den meisten Bundesländern eine zu
erwartende Dienstfähigkeit von 5 Jah-
ren und nur in ganz wenigen, z.B. Hes-
sen, von 10 Jahren ausreichend. In NRW
wurde die Festlegung einer Mindestzeit,
die eine als schwerbehindert anerkannte
oder dieser gleichgestellte Person dienst-
fähig seinmuss, ganz fallen gelassen. Die
Statistiken der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zeigen, dass Personen mit Epi-
lepsie als Gruppe betrachtet diese Bedin-
gungen erfüllen.

Das Bundesbeamtengesetz und die
Beamtengesetze der Länder wurden
auch dahingehend verändert, dass Be-

amte, die wegen einer Behinderung oder
chronischen Erkrankung ihre bisherige
Tätigkeit nicht mehr ausüben können,
nicht in den Ruhestand versetzt wer-
den, sondern dass ihnen ein anderes
Amt in derselben oder in einer anderen
Laufbahn übertragen werden soll.

Danach stellt sich heute nicht mehr
die Frage, unter welchen Voraussetzun-
gen Personen mit Epilepsie verbeamtet
werden sollten oder nicht, sondern unter
welchenVoraussetzungen sie als schwer-
behinderte bzw. gleichgestellte Personen
verbeamtet werden können und unter
welchen sie auchverbeamtetwerden soll-
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ten,wennkeineAnerkennungalsschwer-
behindert oder gleichgestellt vorliegt.

Veränderung der Erwerbs-
prognose von Menschen mit
Epilepsie

Die Erwerbsprognose bei Epilepsie hat
sich seit 1967 deutlich verbessert, was
an verschiedenen Indikatoren wie der
der überproportionalen Zunahme der
Erwerbstätigkeit von Personen mit Epi-
lepsie in den letzten 20 Jahren [8],
der Halbierung des Altersabstandes bei
Rentenbeginn zwischen Personen mit
und ohne Epilepsie von über 10 Jahren
1967 auf etwa 5 Jahre in den vergange-
nen 10 Jahren und der kontinuierlichen
Abnahme der absoluten Zahl der Er-
werbsminderungsrenten bei Epilepsie
seit Anfang der 90er-Jahre des vergan-
genen Jahrhunderts erkennbar ist. Das
durchschnittliche Alter bei einer Früh-
berentung wegen Epilepsie liegt seit dem
Jahr 2000 bei Frauen bei etwa 44 Jahren
und bei Männern bei etwa 46 Jah-
ren, womit Menschen mit Epilepsie die
erwartete Dauer der Erwerbstätigkeit
von mindestens 10 Jahren nach einer
Verbeamtung, im Status einer schwer-
behinderten oder ihr gleichgestellten
Person in der Regel erfüllen dürften
[9]. Die gelegentlich zu beobachtende
Praxis, langfristig anfallsfreie Personen
ohne zusätzliche gesundheitliche Ein-
schränkungen bei einer Verbeamtung
aufzufordern, einen Antrag auf Aner-
kennung als schwerbehindert bzw. auf
Gleichstellung zu stellen, und die damit
einhergehende pauschale Unterstellung
einer ungünstigen Berufsprognose bei
Epilepsie ist sachlich nicht gerechtfertigt.

Aktualisierte Richtlinien zur
Verbeamtung von Menschen
mit Epilepsie

1. Eine Epilepsie ist in aller Regel keine
Erkrankung, die einer Verbeamtung
entgegensteht. Eine Beurteilung der
gesundheitlichen Eignung für die
Beamtenlaufbahn sollte die diffe-
renzierten Prognosemöglichkeiten
auf der Grundlage von Anamnese,
Klinik, EEG, Bildgebung nutzen.
Hierzu sollte eine aussagekräftige

Stellungnahme des behandelnden
Facharztes (Neurologe bzw. Epilepto-
loge) eingeholt werden. Bei speziellen
Fragestellungen oder komplizierten
Verläufen sollte ein Fachgutachten in
Auftrag gegeben werden.

2. Ausnahmsweise können dazu auch
neuropsychologische, psychiatrische
und erwerbs- und berufsprognos-
tische Untersuchungen erforderlich
sein. Abhängig von den individuellen
Konstellationen der prognostisch
relevanten Faktoren sollte dann
über eine Beschäftigung als Beamter
im Status eines schwerbehinderten
oder diesem gleichgestellten Men-
schen oder ohne Behindertenstatus
entschieden werden.

3. Die Einsatzmöglichkeiten von ver-
beamteten Menschen mit Epilepsie,
einschließlich des Schuldienstes,
richten sich nach den Empfehlun-
gen der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung, die durch das
Bundessozialgericht 2006 als der
alleinige bei beruflichen Entschei-
dungen für Menschen mit Epilepsie
anzuwendende Maßstab festgelegt
wurden [10].
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